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Verkündel am 30.10.2018

gez.
Krasnie, JAng
als Urkundsbeamlin der
Geschäftsslelle

In dem Rechtsstreit

Landgericht iel

Im Namen des

- Kläger-

- Beklagte-

prozessbeyoll mächtigte:
Rechtsanwälte Dr. Stoll & Sauer Rechtsanwaltsges IIschaft mbH, Einsteinallee 1/1,
77933 Lahr, Gz.: 2956/17 STflk

gegen

- Beklagte-

. p,?zessbevoJlmächtillle:
"

2) Dr. log. h.c. F. Porsche AG, vertr. d. d. Vorstand liver Blume, Lutz Meschke, Andreas Haff.
ner, Dellev von Platen, Albrecht Reimold, Uwe-Kar ten Städter, Michael Steiner, Im Birken-
waid 36, 70435 Stullgart

Prozessbevollmächtisne'

••

wegen Abschalteinrichtungen

hat die 12. Zivilkammer des Landgerichts Kiel durch en Richter am Landgericht Dr. Breyer als

Einzelrichter auf Grund der mündlichen Verhandlung v m 07.09.201 Bfür Recht erkannt:

I
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1. Es wird festgestellt, dass die Beklagte zu verpflichtet ist, dem Kläger den Schaden

aus dem Kauf des mit unzulässigen Absc alteinrichtungen versehenen Porsche Ma.

can S Diesel, FIN i, u ersetzen.

2. Die Beklagte zu 2 wird verurteilt, den Klä er von dem Anspruch seiner Prozessbe.

vollmächtigten auf Zahlung vorgerichtli her Rechtsanwaltskosten in Höhe von'

2.085,95 € freizustellen.

3. Die weitere Klage wird abgewiesen.

4. Von den Gerichtskosten und den außerge 'chtlichen Kosten des Klägers tragen der

Kläger und die Beklagte zu 2 je 50%. Die außergerichtlichen Kosten der Beklagten

zu 1 trägt der Kläger. Die außergerichtlich n Kosten der Beklagten zu 2 werden nicht

erstattet.

5. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu voll-

streckenden Betrags vorläufig vollstreckba .

Beschlu 5

Der Streitwert wird auf 74.500,00 € festgese .

Grunde

Soweit die klagende Partei die Feststellung der Ersatz icht der Beklagten zu 2 begehrt (Kla-

geantrag zu 1), ist der Wert auf 74.500 € zu veranschla en. Die klagende Partei beansprucht an

Schadensersatz nicht nur die Rückzahlung des Kaufpr ises. Sie hält es auch für möglich, dass

ihr weitere unbezifferte Kosten entstehen, unter ander Kosten der Rechtsverfolgung für den

Fall einer behördlichen Betriebsuntersagung. Anderers its ist wegen des Feststellungsantrags

ein Abschlag zu m<'ichen.Insgesamt erscheint ein Betr g von 74.500 € angemessen. Soweit die

klagende Parlei die Beklagte zu 1 auf Rückzahlung de Kaufpreises von 74.500 € abzüglich ei-

nerunbezifferten Nutzungsentschädigung verklagt hat ursprünglicher Klageantrag zu 1). liegt

wirtschaftliche Identität vor. Dem ursprünglichen Festst lIungsantrag zu 3 kommt kein eigenstän •

.digcr Wert ~u.
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Der Kläger bestellte bei der Beklagten zu 1 im Jahr 2 13 für 74.500 € ein Neufahrzeug Porsche

MaGanS Diesel. 2014 wurde das im Tenor bezeichne FahrZeug geliefert, Es war von dem Her-

steller, der Beklagten zu 2, mit einem Dieselmotor au gi;lrüstet worden, welchen die Firma Audi

hergestellt halle. Das Fahrzeug verfügt über eine E -Typgenehmigung nach der EU6-Abgas-

norm. Nach dem NEFZ erfolgte die Emissionsmess ng nach einem Kaltstart bei einer Umge-

bungstemperatur zwischen 20 und 30 .C.

Nach Bekanntwerden des "Abgasskandals' stellte eine Untersuchungskommission "Volkswagen"

im Jahr 2016 für den streitgegenständlichen Fahrzeugt p fest: Wird der NEFZ mit warmem Motor

durchlaufen, verdoppeln sich die NOx-Emissionen un überschreiten den Grenzwert bei weitem.

Im NEFZ 10 .C-Test zeigen sich NOx-Werte in Höhe es 3-fachen Grenzwertes. Die Abgasrück-

führungsraten wurden unterhalb einer Umgebungste peratur von 17"C ausgerampt, was zu er-

höhten NOx-Emissionen führte, Die Kommission ä ßerte Zweifel an der Zulässigkeit der Ab-

schalteinrichtung aus MotorSchutzgründen. Die Bekla te zu 2 stellte zur Beseitigung dieser Zwei-

fel 2016 ein Softwareupdate zur Verfügung, welches h here Abgasrückführungsraten In niederen

Umgebungstemperaturbereichen (bis hinunter zu 5 .C) vorsah. Das Kraftfahrbundesamt be-

scheinigte der Beklagten zu 2, dass nach Durchfü rung des Updates keine unzulässige Ab-

schalteinrichtung in Bezug auf die Umgebungstemper tur festgestellt worden sei.

Der Kläger beauftragte seine jetzigen Prozessbevoll ächtigten mit der zunächst außergerichtli-

chen Geltendmachung von Ansprüchen. Der Kläger fo dert insbesondere Rückzahlung des Kauf-

preises. Die Beklagten wiesen Ansprüche des Klägers zurück.

Im Jahr 2018 stellte das Kraflfahrbundesamt nach 0 erprüfung des klägerischen Fahrzeugtyps

unzulässige Abschalteinrichtungen fest, aufgrund der r es im Betrieb zu erhöhten NOx-Emissio-

nen kommen kann. Es ordnete einen verpflichtenden ückruf an und verpflichtete die Bekiagte zu

2 zur Entfernung der unzulässigen Abschalteinrichtun en. Die Beklagte zu 2 bietet dazu wieder-

um ein Softwareupdate ,an. Das Kraflfahrt-Bundesam sieht das Aufspielen des Updates als ver-

pflichtend an. Wer davon absieht, muss damit rechn n, dass der Zustand des Fahrzeugs von

d,m Prüforoanisationen im Rahmen der Hauotunte uchung als erheblicher Mangel eingestuft

wird. Unter Umständen ist auch mit einer behördlichen Betrlebsuntersagung zu rechnen.
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Das Fahrzeug des Klägers weist aktuell eine Fahrleist ng von 38.518 km auf. Der Kläger hat kei-

nes der beklagtenseits angebotenen Softwareupdate einspielen lassen, weil er Nachteile be-

fürchtet.

Der Kläger behauptet, der Motor seines Fahrzeugs sei m Einzelnen mit folgenden drei unzulässi-

gen Abschalteinrichtungen ausgestattet worden: ein u nötiges Thermofenster, eine Prüfstander.

kennung zur Aktivierung eines emissionsarmen Getrie eschaltprogramms sowie unzureichende

Harnstoffdosierung außerhalb des Prüfstands.

Der Kläger geht davon aus, dass der Vorstand der Be lagten zu 2 einschließlich des damaligen

Vorstandsvorsitzenden Matthias Müller sowie ihr Leit r der Elektronikentwicklung Herr Carsten

Schauer Kenntnis von den unzulässigen Abschalteinri htungen hatte und deren Verwendung zur

Einhaltung der Abgasnormen in Kauf nahm.

Nach Abweisung der gegen die Beklagte zu 1 gerichte en Klage mit Teilurteil vom 27.04.2018 be-

antragt der Kläger noch,

1. festzustellen, dass die Beklagte zu 2 ve pflichtet ist, dem Kläger Schadensersatz

zu bezahlen für Schäden, die aus der M nipulation des Fahrzeugs in Bezug auf ei-

ne oder mehrere unzulässige Abschaltei richtungen am Porsche Macan S Diesel,

FIN " Jurch die Bek agtenpartei resultieren,

2. die Beklagten jeweils getrennt und nicht gesamtschuldnerisch zu verurteilen, den

Kläger von den durch die Beauftragung er Prozessbevollmächtigten der Klagepar-

tei entstandenen vorgerichtlichen Rec tsanwaltskosten in Höhe von jeweils

3.196,34 € freizustellen,

hilfsweise zu 1.•

a) die Beklagte zu 2 zu verurteilen, an die lagepartei 74.500 € nebst Zinsen in Höhe

von 4 Prozentpunkten seit dem 26.06. 014 bis zum 04.10.2017 und seitdem

05.10.2017 in Höhe von 5 Prozentpunkt n über dem jeweiligen Basiszinssatz zu

zahlen und

b) festzustellen, dass die Beklagte zu 2 v rpflichtet ist, der Klagepartei Schadenser-

satz zu bezahlen für über den Antrag a) inausgehende Schäden, die aus der Mani.

pulation des Fahrzeugs Porsche Macan Diesel. FIN'. durch

die Beklagtenpartei darüber hinaus gehen resultieren.
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Der Kläger hält seinen Feststellungsantrag unter ande m deshalb für zulässig, weil sich. nach

seiner Behauptung - die Schadenshöhe nicht bestim en lasse. Aus einer Auseinandersetzung

mit Zulassungsbehörden könnten dem Kläger weitere osten erwachsen. Ebenso könnten Steu-

ernachforderungen wegen unzutreffender Angaben de Beklagten zu 2 zu Emissionswerten dro-

hen.

Die Beklagte zu 2 beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte zu 2 hält die Feststellungsklage für unz lässig und subsidiär gegenüber einer Lei-

stungsklage. Sie hält die Klage für unschlüssig und de Vortrag des Klägers zum Vorsatz für un-

substantiiert.

Entscheidungs ründe

A. Soweit die Klage mit ihrem zweiten Antrag gegen d Beklagte zu 1 gerichtet ist, ist sie unzu-

lässig, weil die Klage insoweit bereits mit Urteil vom 27. 4.2018 abgewiesen worden ist.

B. I. Die Feststellungsklage ist nach dem erkennbaren Willen der klagenden Partei präzisierend.

dahin auszulegen, dass die Ersatzpflicht der Beklagte zu 2 für Schäden aus dem Kauf des mit

unzulässigen Abschalteinrichtunger'l versehenen Fahrz ugs durch die klagende Partei festgestellt

werden 5011.

11. Die Feststellungsklage ist zulässig. Es steht nicht f st, dass die Schadensentwicklung bereiis

abgeschlossen wäre. Der Kläger hat die Möglichkeit iterer Schäden dargetan, unter anderem

Kosten der Rechtsverfolgung für den Fall einer behörd ichen Betriebsuntersagung. Nachdem die

von den Behörden für erforderlich gehaltenen technisc en Nachbesserungsmaßnahmen zur Be-

seitigung von Abschalteinrichtungenvom Kläger nicht urchgeführt worden sind, ist es nicht aus-

geschlossen, dass es zu einer behördlichen Betriebs ntersagung kommen kann (vgl. Oberver-

waltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Be chluss vom 17. August 2018';' 8 B 548/18

und 8 B 865/18 -. juris; VG Karlsruhe. Beschluss vom 6. Februar 2018 -12 K 16702/17 -, juris;

VG Sigmaringen, Beschluss vom 04. April 2018 - 5 K 1476/18 -, juris; VG Stuttgart, Beschluss

vom 27. April 2018 - 8 K 1962118 -, juris; VG Magd burg, BeSChlUSSvom 02. Juli 201~ - 1 B

268/18 -, juris; VG Potsdam, Beschluss vom 14. Juni 018 -10 L 303118-, juris).
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111. Die FeststellungsKlage ist auch begründet. Die kla ende Partei hat gegen die Beklagte zu 2
einen Anspruch auf Ersatz des Schadens aus dem uf des mit unzulässigen Abschalteinrich-

tungen versehenen. im Tenor bezeichneten Fahrzeugs aus ~ 826 BGB.

Gemäß ~ 826 BGB ist derjenige, der in einer gegen d guten Sitten verstoßenen Weise einem

anderen vorsätzlich einen Schaden zufügt, dem ander n zum Ersatz des Schadens verpflichtet.

Diese Voraussetzungen liegen hier vor. Die klagende artei ist im Sinne des ~ 826 BGB vorsätz-

lich sittenwidrig durch die Beklagte zu 2 geschädigt wo en.

1. Die klagende Partei ist von der Beklagten zu 2 gesch .digt worden.

a) Die schädigende Handlung liegt in dem arglistigen Inverkehrbringen des mangelhaften Fahr-

zeugs unter Geheimhaltung der bewusst eingebauten Abschalteinrichtungen zur Beeinflussung

der Emissionswerte auf dem Prüfstand.

Abschalteinrichtung ist ein Konstruktionsteil, das besti mte Parameter ermittelt, um die Funktion

des Emissionskontrollsystems zu verändern, wodurc die Wirksamkeit des Emissionskontrollsy-

stems unter Bedingungen, die bei normalem Fahrz ugbe.trieb vernünftigerweise zu erwarten

sind, verringert wird (Art. 3 Nr.10 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 vom 20. Juni 2007).

Dass das streitgegenständliche Fahrzeug mangelha ist, ergibt sich schon daraus, dass das

Kraftfahrbundesamt in diesem Jahr unzulässige Abs halteinrichtungen in diesem Fahrzeugtyp

festgestellt und deren Beseitigung gefordert hat. Der usland des Fahrzeugs der klagenden Par-

tei, wie ausgeliefert, kann aufgrund der eingebauten Aschalteinrichtungen von den Prüforganisa-

tionen im Rahmen der Hauptuntersuchung als erheblic er Mangel eingestuft werden und es kann

auch eine behördliche Betriebsuntersagung drohen. amit ist die Nutzbarkeit des Fahrzeugs in

dem ausgelieferten Zustand nicht gewährleistet.

Die BeKlagte zu 2 stellt nicht in Abrede, dass das lägerische Fahrzeug zur Einhaltung der

EU6-Abgasnorm mit unzulässigen Abschalteinrichtun en versehen wurde. Die Beklagte zu 2 be-
. .

streitet zwar, dass die Abschalteinrichtungen wie vom läger beschrieben 'funktionieren. Nicht be-

stritten wird aber, dass überhaupt die vom Kraftfahr undesamt festgestellten unzulässigen Ab-

s>ch"lteinrichtungen eino"baul wurden. um die Abgas orm:j:U Qrfüllen. Welcher Art die Abschalt-

einrichtungen im Einzelnen sind, ist unerheblich, zum I nur der Beklagten zu 2 der entsprechen-

de Bescheid des Kraftfahrbundesamts vorliegt.
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Dass. das s!reitgegenständliche Fahrzeug mangelha ist. ergibt sich auch daraus. dass die

EG-Typengenehmigung nach der Schadstoffklasse U6 nur durch Einsatz unzulässiger Ab-

schalteinrichtungen erschlichen wurde und die Gren erte ohne diese Einrichtungen nicht er-

reicht worden wären. Fahr'zeugkäufern musste zwar b kann! sein. dass die Schadstoffgrenzwer-

te der Abgasnorm nur auf dem Prüfstand einzuhallen aren. Fahrzeugkäufer mussten aber nicht

. damit rechnen. dass der Schadstoffausstoß unter n rmalen Fahrbedingungen außerhalb des

Prüfstands mithilfe von Abschalteinrichtungen gezielt v rändert wird. Vielmehr kann ein Käufer er-

warten, dass die Emissionswerte seines Fahrzeugs j denfalls dann ähnlich hoch ausfallen wie

im Prüfstand (NEFZ), wenn im realen Fahrbetrieb ve leichbare Bedingungen gegeben sind (~

434 Abs. 1 BGB). Dass dies bei dem streitgegenständ ichen Fahrzeugtyp nicht gewährleistet ist,

ergibt sich schon aus dem Bericht der Untersuchungs ommission "Volkswagen". Wird der NEFZ

warm durchlaufen. verdoppeln sich die NOx-Emissio en danach und überschreiten den Grenz-

wert bei weitem. Im NEFZ 10 'e-Test zeigen sich N x-Werte in Höhe des 3cfachen Grenzwer-

tes.

b) Die klagende Partei hat dadurch auch einen Schade erlitten. Der Schaden der klagenden Par-

. tei liegt in dem Abschluss eines ungewollten Kaufverlr s über ein mangelhaftes Fahrzeug.

Der Schaden ist unabhängig davon eingetreten, ob das streitgegenständliche Fahrzeug durch die

verwendeten Abschalteinrichtungen einen Wertverlust rlitten hat oder ob das streitgegenständli-

che Fahrzeug. verglichen mit vergleichbaren Modelle anderer Hersteller, im realen Fahrbetrieb

vergleichsweise emissionsarm und kraftstoffsparend i t. Ein Schaden im Sinne des ~ 826 BGB

ist nicht nur jede nachteilige Einwirkung auf die Vermö enslage. sondern darüber hinaus jede Be-

einträchtigung eines rechtlich anerkannten Interesses und jede Belastung mit einer ungewollten

Verpflichtung (BGH, NJW 2004, 2971-2974 Rn. 41; BG NJW-RR 2015,275 Rn. 19). Der gemäß

~ 826 BGB ersatzfähige Schaden wird weit verstande und beschränkt sich gerade nicht auf die

Verletzung bestimmter Rechte oder Rechtsgüter. Erf sst wird ganz allgemein jede nachteilige.

Einwirkung auf die Vermögenslage. Das Vermögen ird nicht nur als ökonomischer Wert ge-

schützt, sondem zugleich auch die auf das Vermöge bezogene Dispositionsfreiheit des jeweili-

gen Rechtssubjektes (Münchener Kommentar, BGB. . Aufl. 2017. ~ 826 Rn. 42). Folglich stellt

bereits die Belastung mit einer ungewollten Verpflicht ng einen gemäß ~ 826 BGB zu ersetzen-

d~r'\ Schad9n ddr, ohnQ d2~S; es darauf ankäme. ob di erhaltene Leistung wirtschaftlich betrach-

tet hinter der Gegenleistung zurückbleibt; denn im F 11 der vorsätzlichen sittenwidrigen Schädi-

gung dienl der Schadensersatzanspruch nicht nur de Ausgleich jeder nachteiligen Einwirkung
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durch das sittenwidrige Verhalten auf die objektive Ve ögenslage des Geschädigten. Vielmehr

muss sich der Geschädigte auch von einer auf dem iltenwidrigen Verhalten beruhenden Bela-

stung mit einer ungewollten Verpflichtung wieder befrei n können (BGH NJW-RR 2015, 275).

Das Inverkehrbringenlassen von mangelhaften Fahrz ugen dieser Bauart unter Geheimhaltung

der bewusst eingebauten Einrichtungen zur Veränderu g der Emissionswerte auf dem Prüfstand

war auch ursächlich für den Kauf des streitgegenstän lichen Fahrzeugs durch die klagende Par-

tei. Wären mangelhafte Fahrzeuge dieser Art nicht in erkehr gebracht worden, hätte die klagen-

de Partei ein solches Fahrzeug nicht erwerben können

Wollte man auf das Verschweigen des Mangels abst lien, ergibt sich nichts anders: Wäre die

Klagepartei über den Mangel aufgeklärt worden, hält sie den Kaufvertrag nicht geschlossen.

Kein vernünftiger Käufer würde sich auf die Unsicherh it einer möglichen behördlichen Betriebs-

untersagung oder der möglichen Beanstandung im ahmen der gesetzlich vorgeschriebenen

technischen Untersuchungen einlassen und ein sole s Fahrzeug erwerben. Der Käufer eines

Neuwagens will vernünfligerweise aueh nicht die Uns cherheiten und Unannehmlichkeiten einer

erforderlichen Nachbesserung zur Beseitigung unzul" ssiger Abschalteinrichtungen in Kauf neh-

men, sondern erwartet ein im ausgelieferten Zustand d uerhaft nutzbares Fahrzeug.

2, Die Schadenszufügung ist sittenwidrig erfolgt.

Ein Verhalten ist sittenwidrig, wenn es gegen das Ans andsgefühl aller billig und gerecht Denken-

den verstößt. In diese rechtliche Beurteilung ist einzu eziehen, ob die Handlung nach ihrem aus

der Zusammenfassung von Inhalt, Beweggrund und Z eck zu entnehmenden Gesamtcharakter .

mit den guten Sitten nicht zu vereinbaren ist (BGH, W 2014,71 Rn. 23 rn.w.N.). Für die Annah-

me einer Sittenwidrigkeit genügt es im Allgemeinen ni ht, dass der Handelnde vertragliche Pflich-

ten oder das Gesetz verletzt oder bei einem anderen nen Vermögensschaden hervorruft (BGH,

NJW 2014,1380 Rn. 8 m.w.N.).

Von diesen GrundsätZen ausgehend stellt sich das V rhalten der Beklagten zu 2 als sittenwidrig

dar:

Es gilt der Grundeatt, das.s eine bewusste) Tälu$chun :zur I-Ierbeiführung eines Vertragsschlus.

ses - insbesondere unwahre Angaben über vertrags esentliche Umstände - regelmäßig die Sit-

tenwidrigkeit begründet (Palandt, BGB, 77. Aufl., ~ 82 Rn. 20). Insbesondere hat die Hechtspre-
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chung dies für das arglistige Verschweigen eines Ma gels durch Verkäufer angenommen (BGH,

Urteil vom 20. April 1988 - VIII ZR 35/87 -, Rn. 12; vg . auch Staudinger/Oechsler (2018) BGB ~

826, Rn. 184). Ebenso als siltenwidrig anerkannt st die vorsätzliche Herbeiführung eines

(Sach-)Mangels (Staudinger/Oechsler (2018) BGB ~ 8 6, Rn. 184 m.w.N.), Dass die Beklagte zu

2 vorsätzlich mangelhafte Fahrzeuge unter Geheimhai ung der bewusst eingebauten Funktion zur

Veränderung der Emissionswerte auf dem Prüfstand m Vergleich zum normalen Betrieb in Ver-

kehr gebracht hat, stellt sich danach als sittenwidrig da . Der Wertung des S 323 Abs. 5 S. 2 BGB
widerspricht dies entgegen der Auffassung der Bekla en zu 2 nicht, weil der oben im Einzelnen

aufgezeigte Mangel erheblich ist (naher dazu OLG K'ln, Beschluss vom 20. Dezember 2017-

18 U 112/17 -, Rn. 41 ff.; OLG Nürnberg, Urteil vom 2 .April 2018 - 6 U 409/17 -, Rn. 44 ff.; a.A.

OLG München, Urteil vom 3. Juli 2017, - 21 U 4818/1 -, Rn. 28; OLG Koblenz, Beschluss vom

27. September 2017, - 2 U 4/17 -, Rn. 22).

Die Beklagte zu 2 hat bei den von ihr eingebauten Mo oren durch eingebaute Abschalteinrichtun-

gen bewirkt, dass das Fahrzeug nur im Prüfstand die esetzlichen Abgasgrenzwerte einhielt. Da-

bei kommt es nicht darauf an, ob die erteilte EG-Typ ngenehmigung wirksam erteilt wurde und

dass allgemein bekannt sein mag, dass die unter La orbedingungen ermiltelten Herstelleranga-

ben nicht den Emissionswerten im normalen Straße verkehr entsprechen. Vielmehr ist für die

Entscheidung, ob das Verhalten der Beklagten verwe ich ist, darauf abzustellen, dass für das

.Genehmigungsverfahren Abschalteinrichtungen entwic elt und eingebaut wurden, deren Zweck in

der Veränderung des Schadstoffausstoßes im Prüfsta d im Rahmen des Genehmigungsverfah-

rens bestand. Wenn üblicherweise im Labor andere Messwerte erZielt werden als im realen

Fahrbetrieb, so liegt dies daran, dass die äußeren Ra menbedingungen eben nicht dem norma-

len Fahrbetrieb entsprechen, nicht jedoch an einer ge ielten Veränderung des Emissionsverhal-

tens, die dem Verbraucher bewusst verschwiegen wird

Das schädigende Verhalten der Beklagten zu 2 ist sow hl wegen seines Zwecks als auch wegen

des angewandten Mittels als auch mit Rücksicht auf di dabei gezeigte Gesinnung als verwerflich

anzusehen. Die Beklagte zu 2 hat mit dem bewussten Einbau des mit unzulässigen Abschaltein-

richtungen versehenen Motors massenhaft und mit e heblichem technischen Aufwand gesetzli-

che Vorschriften zum Umwelt- und Gesundheitssch tz ausgehebelt und zugleich Kunden ge-

täuscht. Sie hat damit nicht einfach nur Abgasvorsch flen außer Acht gelassen und erhebliche

Umweltverschmutzung herbeigeführt, sondern war 2. 91~ieh .:öln giner planmäßigen Vemchleie-

rung dieses Vorgehensgegenüber den Genehmigung behörden, den Verbrauchern und Mitwelt-

bewerbem beteiligt. um sich einen Weltbewerbsvortei zu verschaffen oder sich wettbewerbsfä-
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hig zu halten, weil die Beklagte zu 2 entweder nicht Ü er eine Technik verfügte, um die gesetzli-

chen Abgasvorschriften einzuhalten, oder weil sie aus ewinnstreben den Einbau der ansonsten.

notwendigen teureren Vorrichtungen unterließ. Die dar us zu entnehmende Gesinnung. aus Ge-

winnstreben massenhaft die Käufer der so produziert n Fahrzeuge bei ihrer Kaufentscheidung

zu täuschen, die Wettbewerber zu benachteiligen un die Umwelt zu schädigen, lässt das Ver-

halten insgesamt als sittenwidrig erscheinen. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass

es sich bei der Anschaffung eines Fahrzeugs für ein n Verbraucher in der Regel um eine wirt-

schaftliche Entscheidung von erheblichem Gewicht ha delt und ein Verbraucher als technischer

Laie die Abschalleinrichtungen nicht erkennen kann. ie Beklagte zu 2 hat die Ahnungslosigkeit

des Verbrauchers bewusst zu ihrem Vorteil ausgenu ,was eine besonders verwerfliche Vorge-

hensweise darstellt.

Die Beklagte zu 2 hat bewusst das ihr entgegengebrac te Vertrauen der Verbraucher ausgenutzt.

Sie verfügt über ein über viele Jahre gewachsenes üb rdurchschnittliches Vertrauen, das auf ei-

ner in der Vergangenheit erfolgreichen Unternehmens olitik sowie einem Qualitätsanspruch be-

ruhte, von dem der Durchschnittsbürger annahm, da s die Beklagte zu 2 ihm überwiegend ge-

recht wird. Verbraucher haben die Einhaltung der ang gebenen Abgasnorm insbesondere auch

deshalb nicht infrage gestellt, weil die Beklagte zu 2 in ofem als glaubwürdig galt. Tatsächlich ha-

ben die Fahrzeuge nur aufgrund der unzulässigen Ab challeinrichtungen den gesetzlichen Anfor-

derungen entsprochen. Dieses Verhalten ist als verwe lieh einzuordnen. Zwar ist es nicht schon

verwerflich, wenn ein Untemehmen seinen eigenen An prüchen oder denjenigen der Verbraucher

nicht genügt. Ein Unternehmen darf sich auch auf d n ErfOlgen der Vergangenheit ausruhen,

wenn es dies will. Die unternehmerische Freiheit find t ihre Grenze jedoch dort, wo - wie hier.

das besondere Vertrauen unter Inkaufnahme einer es enziellen Schädigung der potentiellen Kun-

den ausgenutzt'wird, um aus Gewinnstreben sich We bewerbsvorteile zu verschaffen.

Die Beklagte zu 2 ist ein bedeutender Fahrzeugherst lIer und -exporteur Deutschlands, so dass

die mit ihrem Wissen vorgenommenen gezielten Ma ipulalionen in Genehmigungsverfahren ge-

eignet sind. das Vertrauen einer Vielzahl von Kunden in die Einhaltung der rechtlichen Rahmen-

bedingungen zu untergraben.

3. Die sittenwidrige Schädigung erfolgte auch vorsätzli h.

a) Der Kläger tragt vor. dass der Vorstand der Bekla en zu 2 einschließlich deren Vorstandsvor-

sitzender Matthias Müller zum Zeitpunkt des Inver!< hrbringens des klägerischen Fahrzeugs
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Kenntnis von den unzulässigen Abschalteinrichtungen in dem von Audi bezogenen Motor hatte,

den Motor aber gleichwohl einbauen ließ und die Schä igung des Vermögens der Käufer durch

ungewollte Fahrzeugkäufe in Kauf nahm. Dies ist als u streitig anzusehen, nachdem die Beklag-

te zu 2 Vorsatz nicht bestreitet, sondern lediglich recht irrig eine nähere $ubstantiierung für erfor-

derlich hält. Hinsichtlich des Schriftsatzes vorn 29.10.1 gilt ~ 296a ZPO.

~ 826 BGB setzt kein absichtliches oder arglistiges Ve alten in dem Sinne voraus, dass es dem

Täter gerade auf die Schädigung des Dritten ankomm n müsste. Es ist auch nicht erforderlich,

dass der Täter den Erfolgseintritt für sicher gehalten at, sondern es reicht das Bewusstsein,

dass die Schädigung im Bereich des Möglichen liegt sowie das billigend in Kauf nehmen des

Schädigungsrisikos (Münchener Kommentar, BGB, 7. uR 2017, ~ 826 Rn. 27).

Davon ausgehend lag vorsätzliches Handeln seitens d s Vorstands der Beklagten zu 2 vor. Die

Abschalteinrichtungen wurden vom Motorenhersteller u dem Zweck eingebaut, die Abgaswerte

im PrüfStand im Vergleich zu dem normalen Fahrbetri b zu verändern und die EG-Typgenehmi-

gung nach der EU6-Abgasnorm zu erhalten und Fah euge mit dieser vertreiben zu können. Es

ist gerade Sinn dieser Abschalteinrichtungen. den Rec tsverkehr, d.h. Genehmigungsbehörden,

Kunden und Wettbewerber zu täuschen. Dabei nah der darüber informierte Vorstand der Be-.

klagten zu 2 billigend in Kauf, dass der Einsatz der Ab chalteinrichtungen unredlich im Verhältnis

zu den potentiellen Kunden und gesetzeswidrig sein onnte. Dass Endverbraucher wie die kla-

gende Partei sittenwidrig geschädigt würden, haben ie Verantwortlichen als mögliche Folge in

Kauf genommen, auch wenn sich ihre unmittelbare sicht auf die Einhaltung der Grenzwerte

bezogen haben mag. Konkret nahm der Vorstand der eklagten zu 2 in Kauf, Käufer wie die kla-

gende Partei zum Erwerb eines Fahrzeugs zu veranla sen, von dem diese in Kenntnis der Sach-

lage abgesehen hätten. Wie oben aufgezeigt, kann ein äufer erwarten, dass die Emissionswerte

seines Fahrzeugs jedenfalls dann ähnlich hoch ausfal en wie. im Prüfstand, wenn im realen Fahr-

betrie.b vergleichbare Bedingungen gegeben sind. Da s die in den streitgegenständlichen Fahr-

zeugen eingebauten Abschalteinrichtungen dies verhin erten und Fahrzeugkäufer keine Kenntnis

davon haben konnten, war dem Vorstand der Beklagte zu 2 bewusst. Er hat überdies zumindest

billigend in Kauf genommen, dass die Abschalteinric ungen zur Beeinflussung des Schadstoff-

ausstoßes im Prüfstand bei Bekanntwerde.n von den z ständigen Behörden als unzulässig einge-

stuft und deren Beseitigung gefordert werden würde, ür schon die Geheimhaltung dieser Ein-

riehlunllc," "priehl. Da"" die eingebauten Abschaltein "htungen in der Foloe von den Prüforllani-

sationen im Rahmen der Hauptunte.rsuchung. als erh blicher Mangel eingestuft werden würden

und deswegen auch eine behördliche Betriebsuntersa ung drohen könnte, sind naheliege.nde Ri-
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siken, welche der Vorstand der Beklagten zu 2 ebenfa Is billigend in Kauf nahm, als er sich zum

Einbau eines zur Erreichung der Schadstoffgrenzwe e mit Abschalteinrichtungen versehenen

Motors entschloss.

b) Auch die unerlaubte Handlung eines Mitarbeiters d r Beklagten zu 2 ist dieser zuzurechnen.

Die Haftung der Beklagten zu 2 ergibt sich insoweit au ~ 831 BGB.

Nach dem unbestrittenen Vortrag der Klägerseite halt der Leiter der Elektronikentwicklung der

Beklagten zu 2 Herr Carsten Schauer zum Zeitpun des Inverkehrbringens des klägerischen

Fahrzeugs Kenntnis von den unzulässigen Abschalte nrichtungen in dem von Audi bezogenen

Motor, ließ diesen aber gleichwohl einbauen und nah die Schädigung des Vermögens der Käu-

fer durch ungewollte Fahrzeugkäufe in Kauf.

Bei dem Mitarbeiter Schauer handelt es sich wenn ni ht um einen Repräsentanten, so doch zu-

mindest um einen von der Beklagten zu 2 bestellten Ve richtungsgehilfen.

Trotz eines richterlichen Hinweises auf ~ 831 BGB m cht die Beklagte zu 2 nicht geltend, dass

sie den verantwortlichen Mitarbeiter sorgfältig ausge ..hit und überwacht habe oder die Schädi-

gung selbst in diesem Falle eingetreten wäre. Vor die em Hintergrund erübrigt sich eine Ausein-

andersetzung hiermit.

Wenn sich der Bundesgerichtshof gegen eine Wissen usammenrechnung zur Begründung von

Sittenwidrigkeit und Vorsatz im Sinne des ~ 826 BGB ausgesprochen hat (BGH, Urteil vom 28.

Juni 2016 - VI ZR 536/15 -), so bedeutet dies lediglich, dass sämtliche Merkmale der unerlaubten

Handlung in Person eines einzigen Verrichtungsgehilf n erfüllt sein müssen. Dass Herr Schauer

sämtliche Merkmale des ~ 826 BGB verwirklicht hat, is oben dargestellt worden.

C. Der klagenden Partei steht ein Anspruch auf Freist lIung von vorgerichtlichen Rechtsanwalts-

kosten in Höhe von 2.085,95 € aus den~!i826, 249 Ab . 1 BGB zu. Die klagende Partei durfte es

für erforderlich halten, ihre jetzigen Prozessbevollmä tigten mit der außergerichtlichen Geltend-

machung ihrer Ansprüche gegen die Beklagte zu 2 zu beauftragen. Die Fälligkeit der Anwaltsver-

gütung ist nicht Voraussetzung eines Befreiungsansp chs. Die erforderlichen Anwaltskosten für

die vorgerichtliehe Täligk"it cl"r Prozessbevollm;;chti ten d"s Kläg"rs "rgeben sich der Höhe

nach aus einer 1,3 Geschäftsgebühr nach einem be htiglen Wert von 74.500 € in Höhe von

1.732,90 €, zuzüglich Auslagenpauschale von 20 € nd 19% Mehrwertsteuer (333,05 €). Eine
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über eine 1,3-fache Geschäflsgebühr hinausgehende eschäftsgebühr zu zahlen darf die klagen-

de Partei nicht für erforderlich halten. Es handelt sich v r1iegend sowohl hinsichtlich des Umfangs

als auch hinsichtlich des rechtlichen Schwierigkeitsgra es nicht um einen überdurchschnittlichen

Fall. Die diskutierten Rechtsfragen sind Gegenstan unzähliger Rechtsstreiligkeiten und Ge-

richtsentscheidungen, die Beteiligten verwenden standrdisierte Schreiben und Textbausleinstei-

ne formularmäßig in einer Vielzahl von Fallen.

D. Die Koslenentscheidung folgt aus ~ 92 Abs. 1 ZP • Das Obsiegen und Unterliegen der kla-

genden Partei ist etwa gleich zu bewerten. Im Übrige wird auf den Streitwertbeschluss Bezug

genommen.

E. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbark it folgt aus ~ 709 ZPO.

Rechtsbehelfsbel

Gegen die ,Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt orden ist, kann Beschwerde eingelegt werden,
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro über teigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Landgericht Kiel
Harmsstraße 99/101
24114 Kiel

einzulegen.

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Enlschei ung In der Hauptsache oder der anderweitigen
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als' ein n Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb ei es Monats nach Zustellung oder fonnloser Mit-
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt wenden. Im all der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt ge acht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erkläru g zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Atsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei de oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liehe Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument ingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt
den gesetzlichen Anforderungen nichl.

Das elektronische Dokument muss
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der veran 'ortenden Person versehen sein oder

• von der verantwortenden Person signiert und auf einem icheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifIZierten e ektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:

auf einem sicheren Obermittlungsweg oder
an das für de'n Empfang elektronischer Dokumente ei gerichtete Elektronische Gerlchls- und Verwal.
tungspostfach (EGVP) des Gerichts.
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Wegen der sicheren Obermitllungswege wird auf ~ 1308 A atz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen ommunikation mit den Gerichten wird auf die
Verordnung über die technischen Rahmenbedirigungen des eklronischen Rechtsverkehrs und Oberdas be-
sondere elektronische Behördenposlfach (Elektronischer-Re tsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de erwiesen. .

Dr. Breyer
Richter am Landgericht




